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2128

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten und Verfahren auf dem 

Gebiet des Krankenhauswesens
Vom 25. Oktober 2018

Auf Grund des § 35 des Krankenhausgestaltungsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 2007 
(GV. NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157), verordnet das Minis-
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales:

Artikel 1

In §  1 Absatz 3 der Verordnung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten und Verfahren auf dem Gebiet des Kran-
kenhauswesens vom 21. Oktober 2008 (GV. NRW. S. 642), 
die durch Verordnung vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. 
S. 1070), geändert worden ist, werden nach der Angabe 
„(BGBl. I S. 2350)“ die Wörter „ sowie von Mitteln nach 
§  21a des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen“ eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 25. Oktober 2018

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n

– GV. NRW. 2018 S. 578

 301

Verordnung zur elektronischen Aktenführung bei 
den Gerichten der ordentlichen

Gerichtsbarkeit im Land Nordrhein-Westfalen
(eAkten-Verordnung ordentliche Gerichtsbarkeit 

– eAktOGVO)
Vom 16. Oktober 2018

Auf Grund des § 298a Absatz 1 Satz 2, 3 und 4 der Zivil-
prozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Dezember 2005 (BGBl.  I S.  3202; 2006 I S.  431; 
2007 I S. 1781), von denen Satz 4 durch Artikel 11 Num-
mer 4 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) ge-
ändert worden ist, und des §  14 Absatz  4 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. De-
zember 2008 (BGBl.  I S.  2586, 2587), der zuletzt durch 
Artikel 13 Nummer  3 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2208) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) verordnet das Ministe-
rium der Justiz:

§ 1
Anordnung der elektronischen Aktenführung

(1) Bei den in der Anlage bezeichneten Gerichten wer-
den die Akten in den durch Verwaltungsvorschrift be-
kannt zu machenden Verfahren elektronisch geführt. Die 
Bekanntmachung erfolgt durch Allgemeine Verfügung im 
Justizministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfa-
len. Akten, die ab dem in der Allgemeinen Verfügung an-
gegebenen Datum neu angelegt werden, werden im Gan-
zen elektronisch geführt. Akten, die zum angegebenen 
Datum bereits in Papierform angelegt sind, werden im 
Ganzen in Papierform geführt. 

(2) Abweichend von Absatz  1 Satz  4 werden in der 
Rechtsmittelinstanz die in der Vorinstanz in Papierform 
angelegten Akten elektronisch weitergeführt. Nach 

Rücksendung der Akten erfolgt die Aktenführung in der 
Vorinstanz unverändert nach Maßgabe des Absatzes 1. 
Sind aufgrund einer gesetzlichen Vorschrift zwei Doku-
mente untrennbar miteinander zu verbinden, hat die Ver-
bindung in Papierform zu erfolgen, wenn nicht beide 
Dokumente Teil der elektronischen Akte sind.

§ 2
Bildung elektronischer Akten

(1) Elektronische Dokumente sowie in Papierform bei-
behaltene Schriftstücke und sonstige Unterlagen gemäß 
§ 3 Absatz 1 Satz 2, die dieselbe Angelegenheit betreffen, 
sind zu Akten zu vereinigen. 

(2) Enthält eine elektronisch geführte Akte sowohl elek-
tronische als auch in Papierform beibehaltene Bestand-
teile, so muss beim Zugriff auf jeden der Teile ein Hin-
weis auf den jeweils anderen Teil enthalten sein. 

(3) Elektronisch geführte Akten sind so zu strukturieren, 
dass sie die gerichtsinterne Bearbeitung sowie den Ak-
tenaustausch unterstützen. 

§ 3
Übertragung von Papierdokumenten

(1) Schriftstücke und sonstige Unterlagen, die zu einer 
elektronisch geführten Akte in Papierform eingereicht 
werden, sind in die elektronische Form zu übertragen. 
Ausgenommen sind Schriftstücke und sonstige Unterla-
gen, deren Übertragung wegen ihres Umfanges oder 
ihrer sonstigen Beschaffenheit unverhältnismäßig wäre, 
sowie in Papierform geführte Akten anderer Instanzen 
und Beiakten. 

(2) Es ist sicherzustellen, dass das elektronische Doku-
ment mit den vorliegenden Schriftstücken und sonstigen 
Unterlagen bildlich und inhaltlich übereinstimmt. Die 
Übertragung hat nach dem Stand der Technik zu erfol-
gen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn den Anforde-
rungen der Technischen Richtlinie 03138 Ersetzendes 
Scannen (RESISCAN) des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik genügt wird. Eingescannte 
Leerseiten werden nicht gespeichert. 

(3) Die in Papierform vorliegenden, in die elektronische 
Form übertragenen Schriftstücke und sonstigen Unterla-
gen können sechs Monate nach der Übertragung ver-
nichtet werden, sofern sie nicht rückgabepfl ichtig sind. 

§ 4
Führung und Aufbewahrung elektronischer Akten

Die elektronische Akte ist mit einem elektronischen Da-
tenverarbeitungssystem nach dem Stand der Technik zu 
führen und aufzubewahren, das insbesondere gewähr-
leistet, dass 

1.   die elektronische Akte benutzbar, lesbar und auffind-
bar ist (Verfügbarkeit), 

2.   die Funktionen der elektronischen Akte nur genutzt 
werden können, wenn sich der Benutzer dem System 
gegenüber identifi ziert und authentisiert (Identifi ka-
tion und Authentisierung), 

3.   die eingeräumten Benutzungsrechte im System ver-
waltet werden (Berechtigungsverwaltung), 

4.   die eingeräumten Benutzungsrechte vom System ge-
prüft werden (Berechtigungsprüfung), 

5.   die Vornahme von Veränderungen und Ergänzungen 
der elektronischen Akte im System protokolliert wird 
(Beweissicherung), 

6.   eingesetzte Datensicherungs-Systeme ohne Sicher-
heitsrisiken wiederhergestellt werden können (Wie-
deraufbereitung), 

7.   etwaige Verfälschungen der gespeicherten Daten 
durch Fehlfunktionen des Systems durch geeignete 
technische Prüfmechanismen rechtzeitig bemerkt 
werden können (Unverfälschtheit), 

8.   die Funktionen des Systems fehlerfrei ablaufen und 
auftretende Fehlfunktionen unverzüglich gemeldet 
werden (Verlässlichkeit), 
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Anlage zu § 1 Absatz 1 
 

Nr. Gericht 
1 Landgericht Krefeld 
2 Landgericht Bonn 
3 Landgericht Bielefeld 
4. Landgericht Bochum 
5. Landgericht Detmold 
6. Landgericht Hagen 
 – GV. NRW. 2018 S. 578

9.   der Austausch von Daten im System und bei Einsatz 
öffentlicher Netze sicher erfolgen kann (Übertra-
gungssicherheit). 

§ 5
Ersatzmaßnahmen

Im Falle anhaltender technischer Störungen beim Be-
trieb der elektronischen Akte kann die Gerichtsleitung 
des von den Störungen betroffenen Gerichts anordnen, 
dass eine Ersatzakte in Papierform geführt wird. Diese 
ist in die elektronische Form zu übertragen, sobald die 
Störung behoben ist. 

§ 6
Geltung der Aktenordnungen

Im Übrigen bleiben die Aktenordnungen unberührt. 

§ 7
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. November 2018 in Kraft.

Düsseldorf, den 16. Oktober 2018

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

301

Verordnung über die Konzentration 
der Verhandlung und Entscheidung von 

 Musterfeststellungsverfahren
Vom 16. Oktober 2018

Auf Grund des § 119 Absatz 3 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1975 (BGBl. I S. 1077), der durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1151) angefügt worden ist, 
in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30), 
verordnet das Ministerium der Justiz:

§ 1
Gerichtliche Zuständigkeit

Die Verhandlung und Entscheidung von Musterfeststel-
lungsverfahren nach Buch 6 der Zivilprozessordnung 
wird für die Bezirke aller Oberlandesgerichte des Lan-
des Nordrhein-Westfalen dem Oberlandesgericht Hamm 
zugewiesen.

§ 2
Inkrafttreten, Berichtspfl icht

(1) Diese Verordnung tritt am 1. November 2018 in Kraft.

(2) Das für die Justiz zuständige Ministerium berichtet 
der Landesregierung bis zum 31. Dezember 2024 und da-
nach alle fünf Jahre über die Erfahrungen mit dieser 
Verordnung.

Düsseldorf, den 16. Oktober 2018 

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2018 S. 579

7101

Achte Verordnung zur Änderung der
Gewerberechtsverordnung

Vom 9. Oktober 2018

Auf Grund des §  155 Absatz  2 der Gewerbeordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202) in Verbindung mit § 5 Absatz 3 des Lan-
desorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. 
S.  421), der zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462) geändert worden ist, ver-
ordnet die Landesregierung nach Anhörung des fachlich 
zuständigen Ausschusses des Landtags:

Artikel 1

Die Gewerberechtsverordnung vom 17. November 2009 
(GV. NRW. S.  626), die zuletzt durch Verordnung vom 
8. Mai 2018 (GV. NRW. S. 272) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 147b und 147c“ 
durch die Angabe „und 147c“ ersetzt.

 b)   In Absatz 4 wird nach der Angabe „11a“ die An-
gabe „und § 147b“ eingefügt.

2.   In der Anlage wird in Abschnitt I nach Nummer 4 die 
folgende Angabe angefügt:

  „5 Verordnung über die Gewerbeüberwachung von 
reiserechtlichen Vorschriften“.

3.  Abschnitt III der Anlage wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer 1.3 wird die Angabe „OrdB“ durch die 
Angabe „KrOrdB“ ersetzt.

 b)  Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

   „5 Gewerbeüberwachung von reiserechtlichen Vor-
schriften
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  5.1
   Artikel 252 Absatz 5 des Einführungsgesetzes zum 

Bürgerlichen Gesetzbuche in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. September 1994 (BGBl.  I 
S.  2494; 1997 I S.  1061) in der jeweils geltenden 
Fassung

   Entgegennahme von Mitteilungen über die Beendi-
gung des Kundengeldabsicherungsvertrages von 
Kundengeldabsicherern 

  zuständig: KrOrdB

  5.2 
   Artikel 253 § 3 Absatz 1 und 2 des Einführungsge-

setzes zum Bürgerlichen

  Gesetzbuche

   Entgegennahme und Prüfung von Auskunftser-
suchen zentraler Kontaktstellen anderer Mitglied-
staaten oder sonstiger Ver tragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum zur 
Klärung von Zweifeln, ob ein Reiseveranstalter 
oder ein Vermittler verbundener Reiseleistungen 
mit Sitz im Inland seiner Verpfl ichtung zur Insol-
venzsicherung nachgekommen ist. 

  zuständig: KrOrdB“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraf t.

Düsseldorf, den 9. Oktober 2018

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin  L a s c h e t

Der Minister für Wirtschaft, Innovation,
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

– GV. NRW. 2018 S. 579

75

Verordnung 
über die Übermittlung von Daten 

zu Gefährdungspotenzialen des Untergrundes
an öffentliche Stellen

(Untergrund-Datenübermittlungsverordnung NRW 
– UntergrundDÜVO NRW)

Vom 29. September 2018

Auf Grund des §  6 Absatz  2 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244, 
ber. S.  278 und S.  404), verordnen das Ministerium für 
Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, das 
Ministerium des Innern, das Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung, das Ministerium 
für Verkehr und das Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz:

§ 1
Geltungsbereich

Die Übermittlung von Daten zu Gefährdungspotenzialen 
des Untergrundes in Nordrhein-Westfalen durch die Be-
zirksregierung Arnsberg als Bergbehörde und den Geo-
logischen Dienst Nordrhein-Westfalen – Landesbetrieb – 
an die in § 4 genannten öffentlichen Stellen zu den dort 
genannten Zwecken wird nach Maßgabe dieser Verord-
nung zugelassen. Andere gesetzliche Vorschriften zur 
Übermittlung von in § 2 genannten Daten und zum Zu-
gang zu diesen Daten bleiben unberührt.

§ 2
Begriffsbestimmung

(1) Gefährdungspotenziale des Untergrundes im Sinne 
dieser Verordnung sind geologische Verhältnisse sowie 
bergbaulich bedingte Veränderungen des Untergrundes, 
die zu Schaden verursachenden Ereignissen im Bereich 
der Tagesoberfl äche führen können und gegebenenfalls 
eine Gefährdung für Mensch, Umwelt und Sachgüter 
darstellen. Nicht erfasst sind Daten, die im Bodeninfor-
mationssystem nach § 6 des Landesbodenschutzgesetzes 
vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 439) in der jeweils gelten-
den Fassung, in den Katastern nach §  8 des Landesbo-
denschutzgesetzes oder in den Dateien und Karten nach 
§ 9 des Landesbodenschutzgesetzes enthalten sind.

(2) Daten zu Gefährdungspotenzialen des Untergrundes 
sind Daten zu

 1.   verlassenen Tagesöffnungen des Bergbaus,

 2.   Verbreitungsgebieten des tiefen, des oberfl ächenna-
hen und des möglichen tagesnahen Bergbaus,

 3.   Erdspalten und Geländeabrissen,

 4.   Tagesbrüchen,

 5.   Gebieten mit nachgewiesenen oder möglichen Me-
than- oder Kohlensäure-Ausgasungen,

 6.   Gebieten mit bergbaubedingten Änderungen der 
Grund- und Grubenwasserstände und hierdurch be-
dingten Bodenbewegungen,

 7.   Gebieten mit Erdbebengefährdung und seismisch 
aktiven Störungen,

 8.   Gebieten mit verkarstungsfähigen oder auslaugungs-
fähigen Gesteinen, Erdfällen, Höhlen und Subrosi-
onssenken sowie zu Eintrittswahrscheinlichkeiten 
von Karsterscheinungen,

 9.   Gebieten mit Tunnelerosion,

10.   Gebieten mit möglichen Gefährdungen durch Rut-
schung, Felssturz und Steinschlag,

11.   Gebieten mit setzungsempfi ndlichen Ton- und Torf-
schichten,

12.  Gebieten mit Fließsanden,

13.   Gebieten mit betonaggressivem oder korrosivem 
Grundwasser,

14.   Gebieten mit verfüllten Abgrabungen oder Aufschüt-
tungen und

15.   sonstigen Verhältnissen oder Veränderungen des Un-
tergrundes im Sinne des Absatzes 1.

Die Daten zur geografi schen Lage und Ausdehnung wer-
den in einem auf dem geodätischen Raumbezug des amt-
lichen Vermessungswesens basierenden Darstellungs-
dienst zugänglich gemacht. Die Daten zu Nummer 1 bis 
15 können weiterhin beschreibende Angaben zum jewei-
ligen Gefährdungspotenzial enthalten.

§ 3
Automatisierte Datenübermittlung

(1) Für die Übermittlung der in § 2 Absatz 2 genannten 
Daten kann ein automatisiertes Abrufverfahren einge-
richtet und betrieben werden.

(2) Das für die Durchführung des in Absatz 1 genannten 
automatisierten Abrufs notwendige technische Verfahren 
betreibt der Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) im Auftrag der Bergbe-
hörde und des Geologischen Dienstes Nordrhein-Westfa-
len – Landesbetrieb -. Die Bergbehörde und der Geologi-
sche Dienst Nordrhein-Westfalen -Landesbetrieb –  stel-
len IT.NRW die in §  2 Absatz  2 genannten Daten 
regelmäßig mit aktualisiertem Stand zum Zwecke der 
Übermittlung bereit. Die Daten dürfen inhaltlich nicht 
verändert werden.

(3) Die Berechtigung zum Abruf der Daten durch die in 
§  4 genannten öffentlichen Stellen über das automati-
sierte Abrufverfahren wird diesen Stellen auf schriftli-
chen Antrag gemeinsam durch die Bergbehörde und den 
Geologischen Dienst Nordrhein-Westfalen – Landesbe-
trieb –  erteilt. Anträge sind an die Bergbehörde oder den 
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Geologischen Dienst Nordrhein-Westfalen – Landesbe-
trieb –  zu richten. Die datenschutzrechtliche Verantwor-
tung für die abgerufenen Daten liegt bei der abrufenden 
Stelle. Die Vorschriften über die Zulässigkeit des einzel-
nen Abrufs bleiben unberührt.

(4) Der Zugang zu dem automatisierten Abrufverfahren 
wird ausschließlich berechtigten Nutzerinnen und Nut-
zern durch die Vergabe einer personenbezogenen Ken-
nung (Benutzername) und eines dazu gehörigen Pass-
worts (Kennwort) ermöglicht. Die Abrufe der Daten sind 
durch IT.NRW zu protokollieren. Dabei wird der Benut-
zername, die Netzwerkadresse, Datum und Uhrzeit des 
Abrufs und das Aktenzeichen protokolliert. Grundsätz-
lich erfolgt eine Löschung der Daten nach Ablauf von 
sechs Monaten. 

§ 4
Zweck der Datenübermittlung, 
berechtigte öffentliche Stellen

(1) Zur Berücksichtigung von Gefährdungspotenzialen 
des Untergrundes 

1.  in Verfahren der Landes- und Regionalplanung,

2.   in Verfahren der Bauleitplanung und bei der Wahr-
nehmung von Aufgaben der Bauaufsicht einschließ-
lich der Verfahren, die die Baugenehmigung kraft 
Konzentrationswirkung einschließen,

3.  in Verfahren zur Festsetzung von Wasserschutzgebie-
ten und Heilquellenschutzgebieten, in wasserrecht-
lichen Bewilligungsverfahren, in Anzeige- und Ge-
nehmigungsverfahren für Geothermievorhaben, in 
Gewässerausbauverfahren, in Verfahren zur Genehmi-
gung von Abgrabungen, in Verfahren zur Festsetzung 
von Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzge-
bieten sowie in Verfahren nach dem Flurbereinigungs-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 546), das zuletzt durch Arti-
kel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl.  I 
S. 2794) geändert worden ist. 

4.   bei Planung, Linienbestimmung, Planfeststellung, 
Plangenehmigung, Bau und Betrieb der Straßeninfra-
struktur,

5.  in Planfeststellungsverfahren für Betriebsanlagen von 
Eisenbahnen, Straßenbahnen und U-Bahnen,

6.   bei der Planung und Genehmigung von Leitungsvor-
haben nach dem Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 
2005 (BGBl. I S. 1970, 3261), das zuletzt durch Artikel 
2 Absatz  6 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl.  I 
S. 2808, 2018 I S. 472) geändert worden ist,

7.   bei der Planung und Genehmigung von Leitungsanla-
gen und anderen Anlagen, die nach § 20 Absatz 1 oder 
2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Fe-
bruar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetztes vom 8. September 2017 (BGBl.  I 
S.  3370) geändert worden ist einer Planfeststellung 
oder einer Plangenehmigung bedürfen,

8.   bei der Erhebung, Führung und Bereitstellung der 
Daten der Landesvermessung und des Liegenschaftska-
tasters durch das amtliche Vermessungswesen nach dem 
Vermessungs- und Katastergesetz vom 1. März 2005 (GV. 
NRW. S. 174) in der jeweils geltenden Fassung und

9.   bei der Ermittlung von Grundstückswerten und sons-
tigen Wertermittlungen sowie Führung und Auswer-
tung der Kaufpreissammlung und weiteren Daten-
sammlungen durch die Geschäftsstellen der Gutach-
terausschüsse und des Oberen Gutachterausschusses 
nach dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) und 
der Gutachterausschussverordnung NRW vom 23. 
März 2004 (GV. NRW. S. 146) dürfen die zuständigen 
Behörden die in § 2 Absatz 2 genannten Daten abru-
fen, soweit deren Kenntnis für die Durchführung die-
ser Verfahren erforderlich ist.

(2) Die für die Gefahrenabwehr sowie die für die Er-
mittlung fachlicher Grundlagen für die Gefahrenermitt-
lung und -abwehr und die für die Ermittlung wasser-
wirtschaftlicher Grundlagen im Rahmen der Gefahren-

abwehr zuständigen Behörden dürfen die in § 2 Absatz 2 
genannten Daten abrufen, soweit deren Kenntnis für die 
Durchführung dieser Aufgaben erforderlich ist.

§ 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft und 
am 31. Dezember 2029 außer Kraft.

Düsseldorf, den 29. September 2018

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister
des Innern

Herbert  R e u l

Die Ministerin
für Heimat, Kommunales
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister
für Verkehr

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin
für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 

und Verbraucherschutz

Ursula  H e i n e n - E s s e r

– GV. NRW. 2018 S. 580
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Fünfte Verordnung
zur Änderung der Verordnung

zur Umsetzung der Energieeinsparverordnung
Vom 8. Oktober 2018

Auf Grund des § 7 Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 4 
des Energieeinsparungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. September 2005 (BGBl. I S. 2684), 
die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2197) geändert worden sind, und § 1 der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten nach dem Energieeinspa-
rungsgesetz, der Energieeinsparverordnung und der 
Richtlinie 2010/31/EU vom 4. November 2008 (GV. NRW. 
S. 686), der durch Verordnung vom 20. Oktober 2015 (GV. 
NRW. S. 729) neu gefasst worden ist, verordnet das Mi-
nisterium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstel-
lung im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie:

Artikel 1

Die Verordnung zur Umsetzung der Energieeinsparver-
ordnung vom 31. Mai 2002 (GV. NRW. S. 210, ber. S. 367), 
die zuletzt durch Verordnung vom 10. Mai 2016 (GV. 
NRW. S. 246) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.   In § 1 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 80 BauO 
NRW“ durch die Wörter „§ 79 der Landesbauordnung 
2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S.  421) in der je-
weils geltenden Fassung (im Folgenden BauO NRW 
2018 genannt)“ ersetzt.

2.  § 2 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
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  aa)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

     „§ 63 Absatz 4 und § 68 Absatz 2 BauO NRW 
2018 gelten entsprechend.“

  bb)   In Satz  6 wird die Angabe „Abs.  5 BauO 
NRW“ durch die Angabe „Absatz  1 Satz  5 
BauO NRW 2018“ ersetzt.

 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden die Angabe „Nr.“ durch das 
Wort „Nummer“ ersetzt und die Wörter „bei 
Baubeginn von der Bauherrin oder dem Bau-
herrn“ durch die Wörter „mit der Anzeige des 
Baubeginns“ ersetzt.

  bb)   In Satz 2 werden die Wörter „von der Bauher-
rin oder dem Bauherrn“ gestrichen und wird 
die Angabe „§ 82 BauO NRW“ durch die An-
gabe „§ 84 BauO NRW 2018“ ersetzt.

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „Ausnahmevoraus-
setzungen nach § 24 EnEV“ durch die Wörter „Vo-
raussetzungen für eine Ausnahme nach §  24 Ab-
satz 2 der Energieeinsparverordnung oder für eine 
Befreiung nach §  25 der Energieeinsparverord-
nung“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt.

4.  § 5 wird wie folgt geändert:

  Im Satzteil vor Nummer 1 werden die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ und die Angabe „Nr.“ durch 
das Wort „Nummer“ ersetzt.

  In Nummer 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt.  

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Düsseldorf, den 8. Oktober 2018

Die Ministerin
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2018 S. 581
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